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Minsk/Berlin. Nach einer gewaltsam auf-
gelösten Protestkundgebung in Weißruss-
land hat die Justiz 27 Demonstranten zu
Arreststrafen von bis zu 15 Tagen verur-
teilt. Die Gegner des autoritären Präsiden-
ten Alexander Lukaschenko hätten gegen
das Versammlungsverbot im Zentrum von
Minsk verstoßen, lautete gestern die Be-
gründung des Richters. Mehrere hundert
Lukaschenko-Gegner hatten am Vorabend
gegen Wahlrechtsverstöße beim Referen-
dum sowie bei der Parlamentswahl am
Sonntag protestiert. Unter Einsatz von
Schlagstöcken verhinderte die Polizei ein
Vordringen der Demonstranten zur Resi-
denz Lukaschenkos. In Berlin kritisierte
Außenminister Joschka Fischer (Grüne) die
Parlamentswahl in Weißrussland und das
Referendum für eine dritte Amtszeit Luka-
schenkos als unfair. dpa

Lukaschenko lässt
Gegner verhaften

Die Friedensbemühungen der Vereinten Nationen zeichnete das Nobelpreiskomitee 2001 aus. Bild: dpa

Pfahls will nicht zurück
Der ehemalige Rüstungsstaatssekretär
Holger Pfahls hat sich vor einem Pariser
Berufungsgericht seiner Auslieferung nach
Deutschland erneut widersetzt. Seine An-
wälte sagten, die Anklage der Bestechlich-
keit und der Steuerhinterziehung sei ver-
jährt. Die Entscheidung des Gerichts wird
am 17. November erwartet. AP

Teilzeit bei der Bundeswehr
Bundeswehrsoldaten sollen ab kommen-
dem Jahr erstmals ihren Dienst in Teilzeit
verrichten können. Laut „Stuttgarter Zei-
tung“ kommt die geplante Neuregelung
aber nur Soldaten zu Gute, die Kinder be-
treuen oder Angehörige pflegen. AP

Leo-Baeck-Preis an Fischer
Außenminister Joschka Fischer erhält den
diesjährigen Leo-Baeck-Preis des Zentral-
rats der Juden in Deutschland. „Als Ver-
mittler im Nahostkonflikt hat Fischer nie-
mals Zweifel an seiner Verantwortung für
die Sicherheit Israels erkennen lassen“, be-
gründete Zentralratspräsident Paul Spie-
gel die Entscheidung. Zugleich habe der
Außenminister auch immer den Palästi-
nensern als ehrlicher Makler gedient. AP

Nordzypern ohne Regierung
Zehn Monate nach ihrem Wahlsieg ist die
Regierung von Nordzypern zurückgetre-
ten. Nach dem gescheiterten Referendum
über die Wiedervereinigung mit dem grie-
chischen Süden hatten mehrere Abgeord-
nete die Regierungsparteien verlassen, so
dass die Koalition ihre Mehrheit verlor. AP

In Kürze

Feldwebel gesteht Folter

Frederick räumte etwa seine Beteiligung
an einem schweren Fall psychologischer
Folter ein, der als Foto um die Welt ging:
Gemeinsam mit einer Soldatin habe er
Drähte an Händen und Füßen eines auf ei-
ner Kiste stehenden Gefangenen befestigt
und ihm gedroht, dass er einen Strom-
schlag erhalten würde, wenn er herunter-
falle. Ferner soll er zugeschaut haben, als
eine Gruppe von Gefangenen zur Mastur-
bation gezwungen und fotografiert wurde.

Eine Anhörung im Verfahren gegen Fre-
derick fand im August auf einem US-
Stützpunkt in Mannheim statt. Für Aussa-
gen von zehn der elf Zeugen der Verteidi-
gung waren Videoleitungen nach Washing-
ton und Europa vorbereitet. „Ich denke
nicht, dass irgendjemand, der bei Sinnen
ist, bereit sein könnte, nach Bagdad zu ge-
hen“, sagte Fredericks Frau Martha. AP

Bagdad. Der rang-
höchste Angeklagte
im Folterskandal
bei den US-Streit-
kräften im Irak hat
gestern eingeräumt,
Häftlinge schwer
misshandelt und ge-
demütigt zu haben.
Der 38-jährige
Feldwebel Ivan
„Chip“ Frederick
bekannte vor einem
amerikanischen Mi-
litärgericht in Bag-
dad, er habe gewusst, dass seine Handlun-
gen unrecht waren. Doch beschuldigte er
den Militärgeheimdienst und seine Vorge-
setzten, ihn zu den Misshandlungen ange-
regt zu haben. Das Urteil soll heute fallen.

Vorgesetzte sollen im Irak Misshandlungen angeordnet haben

Ivan Frederick

Berlin/Brüssel. Bundeskanzler Gerhard
Schröder hat an das Europaparlament ap-
pelliert, möglichst geschlossen für die neue
EU-Kommission unter José Manuel Barro-
so zu stimmen. „Wir brauchen eine arbeits-
fähige und starke Kommission“, sagte
Schröder nach einem Treffen mit Barroso
gestern in Berlin. Der designierte Kommis-
sionschef betonte, im Streit um die Beset-
zung einzelner Posten werde es eine „aus-
gewogene Lösung“ geben. Barroso und die
Kommission müssen sich am 27. Oktober
dem Votum des Europaparlaments stellen.
Die Sozialdemokraten im EU-Parlament
bestehen einstimmig auf einem vollständi-
gen Ressortwechsel für den designierten
Innen- und Justizkommissar Rocco Butti-
glione. Der war wegen seiner Haltung zu
Homosexuellen, Frau und Familie sowie
zur Asylpolitik in die Kritik geraten. dpa

Schröder wirbt
für Barrosos Team

LUNDESTAD: Es ist immer eine Gratwan-
derung. Wir brauchen die Öffentlichkeit,
aber es muss ernsthaft bleiben. Wenn wir
es schaffen, jemanden wie Wangari Maat-
hai für zwei, drei Monate weltbekannt zu
machen, ist das doch ein Erfolg.

■ Was ist der Friedensnobelpreis? Eine Eh-
rung oder ein politisches Statement?

LUNDESTAD: Frieden ist immer poli-
tisch, also ist es der Preis auch. Nicht im
Sinne von Parteipolitik, sondern als Unter-
stützung für ein politisches Ziel: Frieden.

■ Kann der Preis echte politische Folgen
nach sich ziehen?

LUNDESTAD: Sehr selten. Als wir 1996
zwei Politiker aus Ost-Timor für ihre Frie-
densbemühungen auszeichneten, sagten
beide: Jetzt werden wir unabhängig. Wir
sagten zu ihnen: Das ist hier nur ein Preis,
das ist keine Lösung. Heute ist Ost-Timor
unabhängig.

mein Amt weiter ausüben möchte, schwei-
ge ich mich dazu aus.

■ Fünf Personen müssen sich auf einen
Preisträger einigen. Herrscht im Komitee
des Friedensnobelpreises immer Frieden?

LUNDESTAD: Es geht friedlich zu, aber es
gibt Situationen, in denen die Minderheit
den Vorschlag der Mehrheit nicht akzeptie-
ren kann. Wenn es nicht anders geht, treten
diese Mitglieder aus – die Entscheidung
muss einstimmig sein. 1994 war das so, als
der Preis an Arafat, Rabin und Peres ging.

■ Sie hatten in diesem Jahr knapp 200 Vor-
schläge. Kann man einige sofort aussortie-
ren?

LUNDESTAD: Sicher. Es wurde ja be-
kannt, dass in diesem Jahr auch Michael
Jackson vorgeschlagen war. Aber so etwas
ist selten.

■ Haben Sie Angst, dass der Friedensnobel-
preis zu einer Show verkommen könnte?

„Frieden ist immer politisch, der Preis ist es auch“

war zu lange auf Europa und Nordamerika
fixiert.

■ Manche Preisträger sind weltbekannt, an-
dere nicht, manche sind akzeptiert, andere
umstritten. Das sieht nicht nach Zufall aus.

LUNDESTAD: Wir achten auf Abwechs-
lung. Wir brauchen Überraschungen, und
wir brauchen natürlich auch Kontrover-
sen. Wenn immer alles klar wäre, würde
der Preis an Prestige einbüßen. Henry Kis-
singer war sehr umstritten, sogar Mutter
Teresa. Aber es ist nicht so, dass wir nach
dem Prinzip „Immer abwechselnd“ vorge-
hen. Es gibt da keine Strategie.

■ Gibt es Fehlentscheidungen?

LUNDESTAD: Ja. Aber der Preis existiert
seit 103 Jahren, und dafür wurden sehr we-
nig Fehler gemacht. Mahatma Gandhi wur-
de nie ausgezeichnet, das ist ein Fehler.
Und es wurden Leute ausgezeichnet, bei
denen es wohl nicht richtig war. Da ich

Von unserem Redaktionsmitglied
Heiko Brohm

Michael Jackson hatte keine Chance, ob-
wohl er vorgeschlagen war. Geir Lundes-
tad, Direktor des Nobelinstituts in Oslo
und Sekretär des Komitees, das den Frie-
densnobelpreis vergibt, prüft die Vorschlä-
ge, die von Parlamenten und Universitäten
weltweit kommen. Als Gast der Heidelber-
ger Universität erklärt er im Interview, wa-
rum Wangari Maathai den Preis verdient
hat – und Michael Jackson nicht.

■ Herr Lundestad, wann haben Sie sich zum
ersten Mal mit Wangari Maathai befasst?

GEIR LUNDESTAD: Das liegt schon vier
oder fünf Jahre zurück. Jemand hat sie vor-

geschlagen und
dann haben wir
über sie gesprochen.
Wir kamen zu dem
Schluss, dass sie
den Preis verdient
hat. So geht das
meistens. Manch-
mal vergeben wir
den Friedensnobel-
preis auch direkt in
dem Jahr, in dem
der Vorschlag
kommt.

■ Die Entscheidung
hat viele überrascht.
Es heißt, Maathai

kümmere sich mehr um „trees“ (Bäume) als
um „peace“ (Frieden).

LUNDESTAD: Ja, wir haben den Kreis der
Preisträger erweitert. Wenn man zum Bei-
spiel über die knappen Ölvorräte redet,
dann wird klar, dass Umwelt viel mit Frie-
den zu tun hat. So ist es auch bei Maathai,
die sich gegen das wilde Abholzen der Wäl-
der in Kenia engagiert. Außerdem kämpft
sie für Meinungsfreiheit.

■ Sie entwickeln den Preis ständig fort?

LUNDESTAD: Natürlich, irgendwann ka-
men Menschenrechtsaktivisten hinzu, jetzt
Umweltschützer. Ich könnte mir vorstel-
len, dass bald Medienvertreter ausgezeich-
net werden, die für die Meinungsfreiheit
kämpfen. Das soll aber nicht heißen, dass
im nächsten Jahr ein Journalist dran ist.
Wir achten auch darauf, mehr Frauen aus-
zuzeichnen und mehr nach Afrika und
Asien zu schauen. Der Friedensnobelpreis

Keine Auszeichnung ist so bekannt wie der Friedensnobelpreis – weniger bekannt ist dagegen, was hinter der Vergabe steckt

Geir Lundestad

Korruption in Deutschland nimmt ab

pers ermittelte in ihrem jüngsten Korrupti-
onsreport, dass Bestechung rund ein Drit-
tel des in Deutschland auf 150 Milliarden
Euro geschätzten Schadens durch Wirt-
schaftskriminalität ausmacht.

Auch würden in
Deutschland nicht
Unternehmen, son-
dern deren Mitarbei-
ter bei Bestechung
verfolgt. Doch wenn
sich Ermittlungen
gegen Personen rich-
teten, seien die Hür-
den für Ermittlungen
deutlich höher als im
Fall einer Unterneh-
mensklage.

Deutschlands ver-
besserte Index-Posi-
tion spiegelt sich
auch in den Statisti-
ken des Bundeskri-
minalamtes (BKA).
So halbierte sich die
Zahl der erfassten
Korruptions-Straf-
taten von fast 16 000
im Jahr 1995 auf
7200 im vergangenen
Jahr. Bestochen wer-
den nach BKA-Erhe-
bungen vor allem
Mitarbeiter in der öf-
fentlichen Verwal-
tung (883 Fälle). In
der Wirtschaft wur-
den 2003 nur 131
Fälle aktenkundig,
bei den Strafverfol-
gungsbehörden waren es 93 Fälle. Unter
den öffentlichen Einrichtungen sind vor al-
lem das Gesundheitswesen, die Bau- und
Kommunalbehörden betroffen. Die Unter-
nehmensberatung Price Waterhouse Coo-

Von unserem Korrespondenten
Peter-Paul Weiler (Berlin)

Die Deutschen werden im Ausland wieder
als weniger bestechlich als noch vor drei
Jahren angesehen. Auf dem gestern vorge-
stellten internationalen Korruptionsindex
der Anti-Schmiergeld-Organisation Trans-
parency International (TI) liegt Deutsch-
land inzwischen auf Platz 15. Vor drei Jah-
ren war es noch Platz 20. Laut Deutsch-
lands TI-Chef Hansjörg Elshorst ist damit
aber nur europäisches Mittelmaß erreicht.

Der seit zehn Jahren erstellte Index gilt
inzwischen als Entscheidungshilfe für Un-
ternehmen bei Auslandsinvestitionen, zu-
mal über 18 internationale Studien aus drei
Jahren dafür ausgewertet werden. Grund-
lage sind Einschätzungen jeweils ausländi-
scher Unternehmer und Länderexperten.

Dass ehrlicher Wettbewerb in Deutsch-
land nicht stärker verbreitet ist als etwa in
Luxemburg oder Österreich (beide Platz
13), Singapur (5) oder Finnland (1), hat
nach Ansicht von TI mehrere Gründe: Zum
einen dürfen deutsche Staatsanwälte nur
auf Anweisung ermitteln. Außerdem man-
gele es der Staatsanwaltschaft an Mitar-
beitern bei der Korruptionsbekämpfung.
Nur fünf bis zehn Prozent der Fälle könn-
ten deshalb verfolgt werden. Auch sei es
normalen Bürgern im Gegensatz zu den als
am unbestechlichsten geltenden skandina-
vischen Ländern nicht möglich, die Verga-
be von öffentlichen Aufträgen zu überprü-
fen. „Unter den rund 50 Industrieländern
sind wir wohl das letzte Land, das diese
Verwaltungs-Vertraulichkeit noch nicht
abgeschafft hat“, kritisierte Elshorst.

Aber nur jede zehnte Straftat aufgedeckt / Schaden auf 50 Milliarden Euro jährlich geschätzt
Schulkantine statt Unterricht
Paris: Sikh-Schüler beugen sich nicht dem Turban-Bann

Von unserem Korrespondenten
Joachim Rogge (Paris)

Für Bildungsminister Francois Fillon ist
die Sache klar: Das Kopftuch-Verbot an
Frankreichs staatlichen Schulen gilt
auch für Turbane. Die Gemeinschaft der
Sikhs indes will das nicht hinnehmen,
streitet für das Recht ihrer Jungs, im Un-
terricht den Turban tragen zu dürfen.
„Unser Turban ist unsere Identität“,
protestieren sie seit Wochen.

Erstmals seit Einführung des Kopf-
tuchverbots mit Beginn des neuen
Schuljahrs befasst sich seit gestern ein
Pariser Gericht mit der Frage, ob – neben
islamischem Kopftuch, jüdischer Kippa
und christlichem Kreuz – auch der Tur-
ban der Sikhs unter den Bann auffälliger
religiöser Symbole an Frankreichs Schu-
len fällt. Seit drei Wochen sitzen drei
Schüler, die der Religionsgemeinschaft
der Sikhs angehören, ihren Schultag in
der Kantine des Schulgebäudes von Bo-
bigny bei Paris ab. Sie hatten sich strikt
geweigert, ihren Turban im Unterricht
abzulegen, und waren auch hart geblie-
ben, als die Schule über Wochen hinweg
nach einem Kompromiss gesucht hatte,
der Gesetz und Tradition versöhnen soll-
te.

„Wir versuchen in der Kantine zu ler-
nen“, sagt Bikramjit Singh, der im
nächsten Jahr das Abitur machen will.
„Manchmal schaut ein Lehrer vorbei
und hilft uns.“ Für den Anwalt der drei

Sikhs ist dieser Schwebezustand im pä-
dagogischen Niemandsland untragbar.
„Die Jungs sitzen zwischen allen Stüh-
len, sind nicht offiziell von der Schule
ausgeschlossen, dürfen am Unterricht im
Klassenraum aber nicht mehr teilneh-
men.“ Sie rigoros zu feuern und damit
einen Präzedenzfall zu schaffen, hat die
Leitung des Gymnasiums „Louise Mi-
chel“ bis jetzt nicht gewagt.

Geht es indes ums Kopftuch, sind die
Schuldirektoren offenkundig weniger
zurückhaltend. Gerade erst hat eine öf-
fentliche Schule im Elsass zwei Kopf-
tuch-Schülerinnen „auf Dauer“ ausge-
schlossen. Weiteren 15 droht dort das
gleiche Schicksal, wenn die Mädchen
oder deren Eltern nicht noch einlenken.
Das Gesetz lässt, wenn alle Vermittlung
nichts fruchtet, keinen Spielraum.

Auf den Ausgang des Verfahrens vor
dem Pariser Verwaltungsgericht setzen
Frankreichs Sikhs große Hoffnung.
Etwa 7000 Sikhs leben im Land, die
meisten im Norden von Paris. Ihre reli-
giöse Tradition, die aus dem 15. Jahr-
hundert stammt, schreibt ihnen vor, das
Haar niemals zu schneiden und die wu-
chernde Frisur mit einem Turban zu
bändigen. Zu einem Trick haben unter-
dessen fünf andere Sikh-Schüler gegrif-
fen, um ihre Schulausbildung nicht zu
gefährden. Ohne Turban, aber mit einem
Haarnetz oder einem Piraten-Tuch auf
dem Kopf sitzen sie im Unterricht. Die
Schulleitung hat das akzeptiert – aus hy-
gienischen Gründen.

Berlin. Die Bundesregierung prüft einen
Bericht, nach dem ehemalige NVA-Panzer
gegen Kurden in der Türkei eingesetzt
wurden. Bislang lägen keine entsprechen-
den Erkenntnisse vor, sagte Regierungs-
sprecher Bela Anda gestern in Berlin. Er
verwies darauf, dass die 1991 an die Türkei
übergebenen 300 Schützenpanzer nur zur
Landesverteidigung eingesetzt werden
dürfen. Eine andere Verwendung würde ei-
nen Verstoß gegen vertragliche Bestim-
mungen bedeuten. Das ZDF-Magazin
„Frontal 21“ hatte über den Einsatz von
Panzern aus DDR-Beständen gegen Kur-
den berichtet. Die Panzer seien trotz einer
Verschleierung der NVA-typischen Erken-
nungsmerkmale eindeutig zu identifizie-
ren. Die Grünen forderten einen Verzicht
auf weitere Panzerexporte in die Türkei,
falls sich der Bericht bestätigen sollte. AP

Deutsche Panzer
im Kurdeneinsatz?

„Es ist offensichtlich, dass die Leicht-
matrosen jetzt Unterstützung von
Fliegengewichten bekommen haben.“

(Der Grüne Volker Beck über Mi-
chael Meister und Ronald Pofalla als
neue Unions-Fraktionsvize; „Leicht-
matrosen“ hatte vor Wochen CSU-
Chef Edmund Stoiber seine Kollegen
Angela Merkel (CDU) und Guido Wes-
terwelle (FDP) genannt) dpa

Zitat


